
2. Art. 12 Buchst. a der Richtlinie 95/46 ist dahin auszulegen, dass 
die für die Ausübung des Rechts auf Auskunft über personenbe­
zogene Daten erhobenen Kosten die Kosten der Mitteilung dieser 
Daten nicht übersteigen dürfen, um zu gewährleisten, dass sie 
nicht übermäßig im Sinne dieser Bestimmung sind. Es ist Sache 
des vorlegenden Gerichts, im Hinblick auf die Umstände des Aus­
gangsverfahrens die erforderlichen Nachprüfungen vorzunehmen. 

( 1 ) ABl. C 26 vom 26.1.2013. 

Urteil des Gerichtshofs (Dritte Kammer) vom 12. 
Dezember 2013 (Vorabentscheidungsersuchen des High 
Court of Justice (Chancery Division) — Vereinigtes 
Königreich) — Eli Lilly and Company Ltd/Human 

Genome Sciences Inc 

(Rechtssache C-493/12) ( 1 ) 

(Humanarzneimittel — Ergänzendes Schutzzertifikat für Arz­
neimittel — Verordnung (EG) Nr. 469/2009 — Art. 3 — 
Bedingungen für die Erteilung des Zertifikats — Begriff 
„durch ein in Kraft befindliches Grundpatent geschütztes Er­
zeugnis“ — Kriterien — Wortlaut der Ansprüche des Grund­
patents — Genauigkeit und Spezifizität — Funktionelle De­
finition eines Wirkstoffs — Strukturelle Definition eines 

Wirkstoffs — Europäisches Patentübereinkommen) 

(2014/C 45/24) 

Verfahrenssprache: Englisch 

Vorlegendes Gericht 

High Court of Justice (Chancery Division) 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

Klägerin: Eli Lilly and Company Ltd 

Beklagte: Human Genome Sciences Inc 

Gegenstand 

Auslegung von Art. 3 Buchst. a und c der Verordnung (EG) 
Nr. 469/2009 des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 6. Mai 2009 über das ergänzende Schutzzertifikat für 
Arzneimittel (ABl. L 152, S. 1) — Bedingungen für die Erteilung 
des Zertifikats — Begriff „Erzeugnis, das durch ein in Kraft 
befindliches Grundpatent geschützt ist“ — Beurteilungskriterien 
— Anwendung der Kriterien auf Erzeugnisse, die nicht aus 
einer Kombination von Arzneimitteln und Medizinprodukten 
bestehen 

Tenor 

Art. 3 der Verordnung (EG) Nr. 469/2009 des Europäischen Par­
laments und des Rates vom 6. Mai 2009 über das ergänzende 
Schutzzertifikat für Arzneimittel ist dahin auszulegen, dass es für die 
Einstufung eines Wirkstoffs als im Sinne dieser Bestimmung „durch ein 

in Kraft befindliches Grundpatent geschützt“ nicht erforderlich ist, 
diesen Wirkstoff in den Ansprüchen des bestellenden Patents mit einer 
Strukturformel anzuführen. Wenn dieser Wirkstoff unter eine in den 
Ansprüchen eines vom EPA erteilten Patents enthaltene Funktions­
formel fällt, steht Art. 3 Buchst. a der Verordnung Nr. 469/2009 
der Erteilung eines ESZ für diesen Wirkstoff grundsätzlich nicht ent­
gegen; dies gilt jedoch nur unter der Voraussetzung, dass diese An­
sprüche, die nach Art. 69 EPÜ und dem Protokoll über die Auslegung 
des EPÜ u. a. im Licht der Beschreibung der Erfindung auszulegen 
sind, den Schluss zulassen, dass sie sich stillschweigend, aber notwen­
digerweise auf den in Rede stehenden Wirkstoff beziehen, und zwar in 
spezifischer Art und Weise, was das vorlegende Gericht zu prüfen hat. 

( 1 ) ABl. C 9 vom 12.1.2013. 

Urteil des Gerichtshofs (Neunte Kammer) vom 5. 
Dezember 2013 (Vorabentscheidungsersuchen des 
Landesgerichts Salzburg — Österreich) — Walter Vapenik/ 

Josef Thurner 

(Rechtssache C-508/12) ( 1 ) 

(Raum der Freiheit, der Sicherheit und des Rechts — 
Verordnung (EG) Nr. 805/2004 — Europäischer 
Vollstreckungstitel für unbestrittene Forderungen — 
Voraussetzungen für die Bestätigung einer Entscheidung als 
Vollstreckungstitel — Situation, in der die Entscheidung im 
Mitgliedstaat des Gläubigers in einem Rechtsstreit zwischen 
zwei nicht berufs- oder gewerbebezogen handelnden Personen 

ergangen ist) 

(2014/C 45/25) 

Verfahrenssprache: Deutsch 

Vorlegendes Gericht 

Landesgericht Salzburg 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

Kläger: Walter Vapenik 

Beklagter: Josef Thurner 

Gegenstand 

Vorabentscheidungsersuchen — Landesgericht Salzburg — Aus­
legung von Art. 6 Abs. 1 Buchst. d der Verordnung (EG) 
Nr. 805/2004 des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 21. April 2004 zur Einführung eines europäischen Voll­
streckungstitels für unbestrittene Forderungen (ABl. L 143, 
S. 15) — Voraussetzungen für die Bestätigung als Vollstre­
ckungstitel für eine Entscheidung über eine unbestrittene Forde­
rung — Situation, in der die Entscheidung im Mitgliedstaat des 
Gläubigers in einem Rechtsstreit zwischen zwei Verbrauchern 
ergangen ist
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